
«System würde zum falschen 
Zeitpunkt überfordert» 
Das FBP-Postulat «Bedarfsabklärung zur Flexibilisierung der 
Bildungslandschaft» wurde nicht an die Regierung überwiesen. 

Nach einer Studie der Stiftung 
Zukunft.li, die klare Empfeh-
lungen zur Stärkung der Schul-
autonomie und zur Auflocke-
rung der Dreigliedrigkeit ab-
gibt, haben Abgeordnete der 
FBP ein Postulat eingereicht. 
Ziel des Vorstosses: Die Regie-
rung soll bei den betroffenen 
Anspruchsgrupppen eine Mei-
nungsumfrage durchführen. 
Doch die Mehrheit des Land-
tags sah darin nicht nur den fal-
schen Weg, sondern ortete 
auch den falschen Zeitpunkt. 
Mit nur 10 Jastimmen wurde 
das Postulat nicht überwiesen. 

«Notwendige Grundlagen 
sind bereits vorhanden» 
«Wir wollen nur den Direktbe-
troffenen Gehör verschaffen», 
gab sich Nadine Vogelsang (stv. 
FBP) hör- und sichtbar Mühe, 
die Abgeordneten von der Sinn-
haftigkeit des Vorstosses zu 
überzeugen. Es sei auch nicht 
Ziel der FBP, über die einzelnen 
Reformvorschläge zu diskutie-
ren, sondern es gehe einzig und 
allein darum, «die Betroffenen 
zu Beteiligten» zu machen. 

«Ich empfinde das als Zeit- 
und Ressourcenvergeudung. 
Glauben Sie wirklich, dass sie 

mit einer solchen Aktion Ant-
worten finden?», entgegnete 
der FL-Abgeordnete Georg 
Kaufmann und nahm den nach-
folgenden Rednern bereits vie-
les vorweg. Mit dem neuen 
Lehrplan verfüge Liechtenstein 
bereits über die notwendige 
Grundlage, mit der Flexibilisie-
rungen angegangen werden 
könnten: «Die Saat ist gelegt.» 
Dass bereits Entwicklungen im 
Bildungsbereich im Gang sind, 
die auch die Lockerung der Drei-
gliedrigkeit und die Stärkung der 
Schulautonomie anpeilen, be-
tonte auch Landtagsvizepräsi-
dentin Gunilla Marxer-Kranz. 
Deshalb komme das Postulat zu 
einem schlechten Zeitpunkt 
und stehe quer in der Land-
schaft, ist auch Dagmar Bühler-
Nigsch (VU) überzeugt. 

Entwicklungen im Gang – 
Erkenntnisse abwarten 
Bildungsministerin Dominique 
Hasler befürwortet zwar, dass 
bestimmte Fragestellungen im 
Bildungsbereich wieder aufge-
nommen werden, auch wenn 
das Volk im Jahr 2009 Nein zu 
Spes I und damit zu einem 
Strukturwandel gesagt habe. 
Das bedeute aber nicht, dass 

sich innerhalb der Struktur in 
den vergangenen 15 Jahren 
nichts verändert habe. Das 
Schulsystem habe sich inner-
halb dieser Strukturen weiter-
entwickelt. Der Landtag habe 
noch in dieser Woche die Mög-
lichkeit, die Weichen im Bil-
dungssystem mit der Abände-
rung des Lehrerdienstgesetzes 
zu stellen. Damit werde näm-
lich ein signifikanter Schritt in 
Richtung Schulautonomie ge-
macht. Ausserdem werde der 
Landtag im Rahmen des ers-
ten offiziellen Bildungsberichts 
eine grundlegende Bildungs-
diskussion führen können.  
Diese Erkenntnisse hätten 
ebenfalls Einfluss auf weitere 
Reformen. Und schliesslich 
verwies Hasler auf die Befra-
gung zum Liechtensteiner 
Lehrplan (Lile). «Auch damit 
haben wir eine Chance, uns mit 
den Inhalten kritisch auseinan-
derzusetzen.» Dies alles gelte 
es abzuwarten, bevor über wei-
tere Schritte diskutiert würden. 
«Das würde das System zum 
falschen Zeitpunkt überfor-
dern», ist die Bildungsministe-
rin überzeugt. 
 
Desirée Vogt

Die Regierung muss  
eine Kulturstrategie prüfen 
Trotz mehrheitlich kritischer Stimmen errang das VU-Postulat 
«Eine Kulturstrategie für Liechtenstein» eine knappe Mehrheit.  

Liechtenstein verfügt in ver-
schiedensten Bereichen über 
Strategien – nicht aber in der 
Kultur. In diesem Bereich liegen 
zwar gewisse Leitlinien und  
Gesetze vor, doch «es fehlen  
als Orientierungshilfe mittel- 
bis langfristige Ziele sowie  
klar skizzierte Handlungsfelder  
und Massnahmenpläne. Daher 
braucht es zusätzlich eine über-
geordnete und zielgerichtete 
Kulturstrategie», ist der VU-Ab-
geordnete Manfred Kaufmann 
überzeugt. Die VU-Fraktion 
habe das Postulat «Eine Kultur-
strategie für Liechtenstein» 
nicht zuletzt deshalb einge-
bracht, weil zahlreiche Kultur-
schaffende mit diesem Wunsch 
an sie herangetreten seien.  

Allerdings erweckten die 
gestrigen Wortmeldungen – mit 
Ausnahme jener der Postulan-
ten – den Anschein, dass der 
Vorstoss abgeschmettert wer-
den würde. Nicht zuletzt emp-
fahl auch Kulturminister Ma-
nuel Frick eine Ablehnung.  

«Gratulation zu  
diesem Umkehrschwung» 
«Auf Ende 2025 ist quasi eine 
Neuauflage des Kulturberichts 
2000 geplant, deren Arbeitstitel 

‹Kulturstrategie Liechtenstein 
2025› lautet», begründete der 
Kulturminister. Über diese 
«Kehrtwendung» zeigten sich 
die VU-Abgeordneten Günter 
Vogt und Manfred Kaufmann 
sehr erstaunt. «Noch im De-
zember-Landtag haben Sie aus-
geführt, dass Sie persönlich 
nicht daran glauben, dass eine 
Kulturstrategie einen Mehrwert 
bietet», hielt ihm Vogt vor und 
ergänzte: «Gratulation zu die-
sem sensationellen Umkehr-
schwung.» Auch Kaufmann 
warf ein, dass Frick noch vor 
sechs Monaten im Rahmen  
des «SOL-Traktandums» ge-
sagt habe, dass «umfangreiche 
Grundlagen für die Förderung 
der Kultur in Liechtenstein vor-
liegen» würden. «Es wurde da-
bei mit keiner Silbe erwähnt, 
dass beabsichtigt wird, eine 
Kulturstrategie auszuarbeiten. 
Ganz im Gegenteil.» Der Kul-
turminister stellte daraufhin 
klar, dass er sich lediglich massiv 
dagegen gewehrt habe, dass das 
SOL-Traktandum zurückgestellt 
und gemeinsam mit einer Kul-
turstrategie im März-Landtag 
behandelt wird. «Denn so hätte 
innerhalb eines Monats eine 
Strategie erstellt werden müs-

sen. Und so etwas kann man 
nicht einfach über das Knie bre-
chen.» Auch weitere Votanten 
kritisierten, dass es mit diesem 
Postulat nicht möglich sei, 
innert der vorgeschrieben Frist 
eine zufriedenstellende Antwort 
zu erhalten. Manuela Haldner-
Schierscher (FL) sprach gar von 
einer «Mission Impossible». 
Ausserdem sind ihrer Meinung 
nach verschiedenste Themen, 
Forderungen und Anspruchs-
gruppen in dem Vorstoss ver-
mischt worden. «Ich verstehe 
nicht, was sich die Postulanten 
davon erhoffen.» Es fehle an  
einem klaren Auftrag an die Re-
gierung. «Das Postulat ist eigen-
artig schwammig und undiffe-
renziert», pflichtete auch Frakti-
onskollege Georg Kaufmann bei. 
Trotz des eher ablehnenden Te-
nors wurde das Postulat letztlich 
doch mit 13 Jastimmen über-
wiesen. Nebst der VU-Fraktion 
stimmten die DpL-Abgeordne-
ten sowie Patrick Risch (FL) 
einer Überweisung zu. Somit hat 
die Regierung den Rahmen für 
die Erstellung einer Kulturstrate-
gie für Liechtenstein abzuste-
cken und zu prüfen.  
 
Julia Kaufmann

Belastung steigt, aber Fachkräfte fehlen 
Die Postulatsbeantwortung zum neuen Psychiatriekonzept zeigte auf, was die Umsetzung der geplanten Massnahmen erschwert.  

Gary Kaufmann 
 
Über Jahre hinweg wurde ein 
Psychiatriekonzept für Liech-
tenstein gefordert. Mit einem 
überparteilichen Postulat hat 
auch der Landtag Druck auf die 
Regierung ausgeübt, um die 
Fertigstellung zu beschleuni-
gen. Insbesondere bei Kindern 
und Jugendlichen werden im-
mer mehr psychiatrische Er-
krankungen festgestellt, womit 
dort das Problem am dring-
lichsten ist. Die angespannte 
Lage entschärfen sollen mehr 
ambulante, intermediäre sowie 
stationäre Angebote für diese 
Altersgruppe. Allgemein sollen 
das Angebot für psychiatrische 
Notfälle sowie die Prävention 
ausgebaut werden.  

Gestern wurde das neue 
Psychiatriekonzept im Landtag 
behandelt. Grundsätzlich gab 
es Lob dafür, dass darin der 
Handlungsbedarf erkannt und 
Lösungsansätze vorgestellt wer- 
den. Mehrere Abgeordnete ta-
ten jedoch ihrer Ungeduld kund 
und wollten von Regierungsrat 
Manuel Frick wissen, bis wann 
die wichtigsten Massnahmen 
umgesetzt werden. Seine Ant-
wort enttäuschte, weil er sich 
auf keine Frist festlegen wollte. 
«Dass es keinen Zeitplan gibt, 
geht für mich gar nicht», kriti-
sierte Dagmar Bühler-Nigsch 
(VU). Manuela Haldner-Schier-
schers (FL) Fazit lautet, dass 
das vorliegende Papier nicht 
konkret genug ausfalle und die 

Betroffenen sofort Unterstüt-
zung brauchen: «Ich bin er-
leichtert, dass endlich ein Kon-
zept vorliegt. Inhaltlich hat sich 
aber einiges an Ernüchterung 
breitgemacht.» 

Unzureichende Datenlage 
erschwert die Analyse 
Während der Debatte wurden 
diverse Herausforderungen an-
gesprochen. Hierzu gehört, 
dass eine Erhöhung der Stellen 
in der Kinder- und Jugendpsy-
chiatrie respektive Psychothe-
rapie allein nicht weiterhilft. 
Aktuell werden die vorhande-
nen Stellenprozente nicht voll-
umfänglich ausgeschöpft, was 
bei den Abgeordneten ange-
sichts des gestiegenen Bedarfs 
einige Fragezeichen aufwarf. 
Es ist geplant, die Bedarfspla-
nung anzupassen, damit die 
Kapazitäten effizienter verteilt 
werden. So könnte Platz für zu-
sätzliche Fachkräfte geschaffen 
werden, doch damit wird das 
eigentliche Problem nicht be-
seitigt. 

«Man findet schon kaum 
Kinderärzte. Doch Kinder- und 
Jugendpsychiater sind noch 
schwieriger zu rekrutieren», 
meinte Regierungsrat Frick. 
Thomas Hasler (FBP), ehemali-
ger Geschäftsführer des Liech-
tensteinischen Krankenkassen-
verbands (LKV), bestätigte die-
se Wahrnehmung: «Ich war für 
die Bedarfsplanung mitverant-
wortlich und Sie dürfen mir 
glauben, dass wir überall in der 

Region nach Kinderpsychiatern 
Ausschau gehalten haben. Es 
gibt einfach zu wenig.» 

Ebenfalls für Unverständnis 
sorgte bei den Abgeordneten, 
dass keine Zahlen zu den sich  
in Behandlung befindenden 

Kinder und Jugendlichen vor -
liegen. Die Abrechnungen der 
Krankenkassen, welche die ein-
zigen vorhandenen Daten mit 
Aussagekraft liefern, geben nur 
Auskunft über die Anzahl von 
Konsultationen bzw. Spitalaus-

tritten. Allerdings kann eine 
Person für mehrere der 28 sta-
tionären Fälle verantwortlich 
sein, für die Liechtensteiner Ju-
gendliche pro Jahr in der 
Schweiz sorgen. «Ein ordentli-
ches Monitoring ist doch die 
Voraussetzung für die Entwick-
lung von Strategien. Es braucht 
Daten, damit wir ableiten kön-
nen, welche Massnahmen ziel-
führend sind», betonte Hald-
ner-Schierscher.   

Eine weitere Frage rund 
ums Psychiatriekonzept drehte 
sich um eine eigene Jugendkli-
nik für Liechtenstein. Hier ver-
tritt Regierungsrat Frick die An-
sicht, dass angesichts der gerin-
gen stationären Fallzahlen und 
des Fachkräftemangels die 
Qualität nicht gewährleistet 
werden könnte. Kooperationen 
mit Institutionen wären daher 
zielführender. Einige Abgeord-
nete zweifelten allerdings da-
ran, weil auch die Jugendpsy-
chiatrien in St. Gallen und 
Graubünden kaum mehr Kapa-
zitäten haben. Peter Frick (VU) 
machte darauf aufmerksam, 
dass die Dunkelziffer an psy-
chischen Erkrankungen bei Ju-
gendlichen im Land höher sein 
dürfte.  

Nachgehakt haben die Ab-
geordneten auch, was den pen-
denten Antrag für eine definiti-
ve Betriebsbewilligung des Cli-
nicum Alpinum betrifft. Die 
Privatklinik in Gaflei möchte 
neben der stationären Versor-
gung auch die ambulante Nach-

sorge und aufsuchende Dienste 
(Home Treatment) nach dem 
Klinikaufenthalt abdecken, was 
für Entlastung sorgen könnte. 
Der Gesellschaftsminister hat 
versprochen, im Zuge der Be-
antwortung der entsprechen-
den Kleinen Anfrage, die Dag-
mar Bühler-Nigsch (VU) stellte, 
darauf einzugehen.  

Regierung verspricht noch 
dieses Jahr Fortschritte 
«Ich habe Verständnis dafür, 
dass die Aussage ‹so schnell wie 
möglich› nicht zufriedenstellt, 
aber einen konkreten Zeitplan 
kann ich nicht nennen. Dieses 
Dokument ist nicht der Ab-
schluss, sondern eine Bestands-
aufnahme und jetzt fängt die 
Arbeit erst richtig an», sagte 
Regierungsrat Frick in Bezug zu 
der am häufigsten gestellten 
Frage. Anschliessend wies er 
darauf hin, dass parallel zur 
Konzepterarbeitung durchaus 
schon gewisse Massnahmen 
initiiert wurden und die Len-
kungsgruppe bereits aktiv ge-
worden ist.  

Im Zuge seiner Ausführun-
gen liess sich Frick schliesslich 
doch noch zu einer groben Zeit-
angabe hinreissen: «Ich bin zu-
versichtlich, dass wir die 
Punkte mit höchster Priorität 
zeitnah adressieren können 
und erste punktuelle Fortschrit-
te noch im laufenden Jahr erfol-
gen.» Eine Aussage, an der der 
Gesellschaftsminister gemes-
sen werden kann. 

Gesellschaftsminister Manuel Frick betonte, dass er sich des akuten 
Handlungsbedarfs bewusst ist. Bild: Nils Vollmar
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